
Für das Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung!

Gesetz? HIB § 105; BGB § 154, V

Rechtssatzg
: 1, Nur unter ■'besonderen. Umständen'kann hei einer offe­

nen Handelsgesellschaft ein Gesellschafter verpflich­
tet sein, einer notwendigen Abänderung des Gesellschaft 
Vertrages .zuzustimmen.

2. Ist ein Gesellschaftsvertrag wegen Verstoßes gegen ein 
Verbotsgesetz nichtig, so ist es nicht in jedem Fall 
ausgeschlossen, daß der in Vollzug gesetzten Gesell­
schaft eine rechtliche Anerkennung unter dem Gesichts­
punkt der faktischen.Gesellschaft zuteil"wird„

Aktenzeichens II ZR 35/53
Urteil des BGH vom 240 April 1954 KG Berlin ■



Verkündet 
am 24„ April 1954
Jed as, Just„Angest0 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit

des Edmund 1 . Kaufmann, B<
Bac Str„ ?

Klägers und Revisionsklägers,
- Prozeßbevollnächtigterg Rechtsanwalt : ’ -

. . g e g e n

Heinz H > , Metallhändler, B
;W (' str« ? '

Beklagten und Revisiönsheklagten,
- Prozeßh^vollmächtigters. Rechtsanwalt

hat der II, Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die münd­
liche Verhandlung vom 21„ April 1954 unter Mitwirkung des 

-Senatspräsidenten Br. -Canter und der Bundesrichter Br, Brost, 
Br. Haidinger, Br. Bischer und Art1 für Recht erkannte

Auf die Revision des Klägers.wird das Urteil des ..
10, Zivilsenats des Kammergerichts in Berlin vom 
5. November 1952 aufgehoben und die Sache zur an­
derweiten Verbandlung.und Entscheidung,auch über 
die Kosten der Revision, an das Berufungsgericht/ 
zurückv erwiesen. :

Von Rechts wegen
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• Tatbestand s

Die Parteien schlossen am 16.'Juli 1951 -einen Gesell­
schaftsvertrag , um mit Wirkung vom 15° Juli 1951 in Form 
einer offenen.Handelsgesellschaft einen Handel mit Altmetallen 
Schrott und Rohprodukten gemeinsam zu betreiben-. Hach dem 
Gesellschaftsvertrag brachte der Kläger ein soeben erworbe­
nes Platzgeschäft in. die Gesellschaft ein, während der Be~‘ 
klagte lediglich seine'Arbeitskraft der Gesellschaft zur 
Verfügung stellte. In weiteren Bestimmungen; des Vertrages 
wurde die Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft- 
geregelt, wobei für das Innenverhältnis vereinbart wurde, 
daß der Beklagte den Einkauf vorzunehmen und dafür die al­
leinige Verantwortung'zu tragen habe, der Kläger hingegen 
den Verkauf in der Hand haben-so.lle. Weiter war vorgesehen, 
daß zunächst nur der Beklagte der Konzessionsträger der Ge­
sellschaft sein solle. Dem Kläger wurde jedoch das Recht vor 
behalten, jederzeit ohne eine weitere Zustimmung des Beklag­
ten die Konzession der Gesellschaft auf seinen Hamen erwei­
tern zu lassen, Von'dem Reingewinn der Gesellschaft sollten 
auf den Kläger 60 fo, auf den Beklagten 10 70 entfallen.

Nach der Behauptung des Beklagten hat die Gesellschaft 
sofort nach Abschluß des Vertrages die Geschäfte.aufgenom­
men und sich dabei in zulässiger'Weise zunächst'noch der Kon­
zession bedient, die dem Rechtsvorgänger des vom Kläger er­
worbenen 'Platzgeschäfts erteilt worden war. Als sodann die 
Parteien entsprechend dem Gesellschaftsvertrag die Konzes­
sion für die Gesellschaft allein auf der. Namen des Beklag­
ten beantragten, stieß dieser Antrag bei der zuständigen 
Polizeidienststelle auf Schwierigkeiten, Bei einer mündli­
chen Besprechung am 22. August 1951 wurde ihnen eröffnet,
Maß entweder der Kläger neben dem Beklagten ebenfalls die : 
Konzession beantragen oder das Unternehmen bei einer allei-
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nig en Konzession des Beklagten in-der Weise betriebe^ wer­
den' müsse, daß sich-der Kläger nur in Form einer Innenge­
sellschaft (Stille Gesellschaft). an dem Unternehmen betei­
lige* Der Klager stellte auf Grund dieser Mitteilung noch 
auf der/Behörde den Antrag, ihm neben dem Beklagten die Ur­
laub nis zum Kleinhandel unit unedlen Metallen zu erteilen*

'....'■.„■/■'Der Kläger hat behauptet, daß er den Antrag auf Ertei­
lung der Mitkonzession ausdrücklich /nur. unt er der Vorausset­
zung gestellt habe,; daß anschließend beim Notar, sofort eine 
Abänderung des Gesellschaftsvertrages vorgenommen werde^ Br 
habe nämlich dem Beklagten die ungewöhnlich hohe Gewinnbetei 
ligu'ng nur zugestanden, weiler als Konzessionsträger die 
alleinige Verantwortung für den Einkauf übernommen habe, die 
im Hinblick auf die-sich aus dem Metallgesetz ergebende strs 
rechtliche Haftung sehr groß sei/Der Beklagte ha.be sich je­
doch sodann trotz des Wegfalls der Voraussetzung für seine 
hohe Gewinnbeteiligung nicht mit der nunmehr erforderlich 
gewordenen Änderung des Gesellschaftsvertrages einverstanden 
erklärt* Der Kläger ist der Meinung,.daß damit der Vertrag 
vom 16* Juli 1951 gegenstandslos geworden sei * Der in'die­
sem Vertrag vorgesehene Zweck habe nicht erreicht werden kön­
nen, weil die/Erteilung der Alleinkonzession an den Beklagte:: 
von der zuständigen Polizeidienststelle verweigert worden se:

/ Der Kläger'hat demgemäß mit Schreiben vom 31*. August 
I95I„der für die Konzessionserteilung zuständigen Polizei­
dienststelle mitgeteilt, daß der Vertrag vom 16* Juli- 1951 
aus,den genannten Gründen gegenstandslos geworden sei, unc 
daß er daher„beantrage, /ihm die Konzession allein, zu ertei­
len,. Am folgenden Tage erklärte er auch dem Beklagten, daß 
er nunmehr allein -wirtschaften werde. Durch eine, einstweili­
ge Verfügung erreichte der Kläger sodann, daß dem Beklagten 
das/Betreten des Betriebes verboten und ihm die Herausgabe 
der in seinem Gewahrsam befindlichen Geschäftsunterlagen an 
einen Gerichtsvollzieher aufgegeben wurde,.



Mit der Klage bat der Klager die Peststellung begehrt, 
daß der Beklagte aus dem Gesellscliaftsvertrag keine Rechte 
gegen ihn herleiten könne, dies aber mindestens nicht ab 1, 
September 1951 tun könne. Weiter:hat er beantragt, den Be­
klagten zu verurteilen, 1.) darin einzuwilligen, daß ihm 
die sichergestellten Geschäftsbücher herausgegeben werden,
2.) ihm über die indem Unternehmen vom 16. Juli 1951 bis 
1. September 1951 geführten Geschäfte Rechnung zu legen, 3.) 
den Betrag zu zahlen, den der Beklagte ihm nach der Rechnung ' 
schuldet, sowie '4. } ein Buch herauszugeben, das die Zahlun­
gen des Klägers an den Beklagten für den Wareneinkauf ent- . 
hält. ■■■. ■. V-:.l ‘ t

-Der Beklagte hat demgegenüber die Ansicht vertreten, 
daß der Gesellschaftsvertrag gültig sei und von den Partei­
en entsprechend dem Vertragszweck auch ausgeführt werden kön­
ne. "Denn der Kläger sei nach freu und Glauben verpflichtet, 
ohne weitere Bedingungen-in die Änderung des Gesellschafts­
vertrages zu willigen, wie sie durch die Beanstandung der 
Konzessionsbehörde notwendig geworden sei. .

Bas Landgericht hat der Klage unter-Zurückstellung des 
Antrages'auf Verurteilung .des Beklagten zur Zahlung des nach» 
der Rechnungslegung geschuldeten Betrages durch Teilurteil 
stattgegeben. Bas.Oberlandesgericht hat die Klage auf .die 
Berufung.des Beklagten sodann abgewiesenMit der Revision < 
erstrebt der Kläger die Wiederherstellung'des erstinstanz­
lichen Urteils, während der Beklagte um Zurückweisung der 
■Revision bittet. v

^ntscheidungsgründes

I. . Bas Berufungsgericht führt aus, daß in dem Gesell­
schaf tsv ertrag der Pall ausdrücklich vorgesehen sei, daß 
auch der Kläger auf seinen Wunsch neben dem Beklagten Trä-
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ger der’für den Betrieb des Handelsgeschäfts erforderlichen 
Konzession werde« Dabei sei in dem Gesellschaftsvertrag für 
diesen Pall eine Schlechterstellung des Beklagten etwa bei 
.der'Gewinnverteilung nicht in Aussicht genommen worden. Nacii- 
dem der Kläger auf der für die '.Konzessionserteilung'' zustän­
digen Polizeibehörde einen entsprechenden Antrag gestellt 
habe, sei dieser in dem Gesellscbaftsvertrag ausdrücklich 
geregelte Pall eingetreten;. Bei dieser Sachlage stehe der 
Portführung der Gesellscha.fi kein Hindernis entgegen, so daß 
der Kläger an den Vertrag gebunden sei. i--■.

Der Klager habe auch nicht, so führt das Berufungsge­
richt weiter aus, die Stellung des Antrags auf Erteilung 
der Mitkonzession davon abhängig machen dürfen, daß der Be­
klagte in eine Abänderung des Gesellschaftsvertrages zu sei­
nen Üngunsten.einwillige. Denn der Kläger sei zu vorbehaltlc 
ser Stellung dieses Antrages verpflichtet gewesen, weil er 
als Gesellschafter gehalten sei, das seinerseits Erforder­
liche zu tun, um die Geschäftstätigkeit der Gesellschaft zu 
ermöglichen. Deshalb habe er die notwendigen Maßnahmen für 
die Herbeiführung der Konzession ergreifen müssen, indem er 
den Antrag auf Erteilung.der Konzession auch für sich stell­
te.; Die Übernahme der damit verbundenen Verantwortung sei 
dem Kläger auch zuzumuten gewesen, da der Beklagte nach wie 
vor entsprechend den Abmachungen in dem Gesellschaftsvertrag 
die Verantwortung für den Einkauf allein zu tragen gehabt 
habe= Angesichts dieser Rechtslage; komme es daher auf die 
unter Beweis gestellte Behauptung, des Klägers,, daß er die 
Stellung des Antrages auf Erteilung der Mitkonzession von 
einer Abänderung des Gesellschaftsvertrages zu Lasten des 
Beklagten abhängig gemacht habe, nicht an.

Diese Ausführungen greift die Revision mit Recht an. 
Wenn der Klager, wie die Revision mit ihrer Rüge aus § 286 
ZPO geltend macht, bei der Vorsprache auf der Polizei den 
Antrag' auf Erteilung der Konzession auch an ihn nur für den



Fall einer vorgesehenen Abänderung des Gesellschaftsvertra- 
ges su seinen Gunsten gestellt hat und dem Beklagten dies 
auch erkennbar war, so kann nicht davon gesprochen werden, 
daß der Kläger damit vorbehaltlos von dem ihm-im Gesellschafts­
vertrag eingeräumten Recht auf Erweiterung der Konzession 
auch auf ihn Gebrauch gemacht hat„ Es würde demgemäß entge­
gen der Ansicht des Berufungsgerichts auch nicht der Pall 
eingetreten sein, der im.Gesellschaftsvertrag eine ausdrück- ■ 
liehe Regelung gefunden hat.

Dieser vom Kläger behauptete Vorbehalt ist für die 
Entscheidung des Rechtsstreits auch nicht bedeutungslos« 'il/;
Denn, der Kläger war nicht, wie das Berufungsgericht meint, . 
zur Stellung eines.solchen Antrages verpflichtet, naendein 
sich, der Durchführung des zunächst abgeschlossenen Gesell- 
Schaftsvertrages durch die Eröffnung•der Konzessionsbehörde' 
rechtliche Hindernisse in den Weg gestellt hatten.. Die Annah­
me einer solchen Verpflichtung stellt sich hach ihrem sach­
lichen- Inhalt als eine Änderung des Gesellschaftsvertrages 
dar, weil in diesem Pall an die Stelle der im Gesellschafts- 
Vertrag vorgesehenen einseitigen Berechtigung des Klägers ei-1 
Ihe. entsprechende Verpflichtung des Klägers treten würd e. In- >; 
soweit unterscheidet sich der.vorliegende Pall entscheidend 
von den Tatbeständen, die zur Beurteilung des Reichsgerichts 
gelangt sind und in denen das Reichsgericht.die Pflicht ei­
nes jeden Vertragspartners bejaht hat, Falles Erforderliche,ujof 
zu tun, um die Durchführung eines geschlossenen Vertrages 
zu'ermöglichen (RG 115, 38; 129, 376; JW 1926, -1427; Warn«
1927 Nr» 10) . In diesen Fällen, in denen es sich um die Her­
beiführung einer vorgeschriebenen behördlichen Genehmigung 
für den abgeschlossenen Vertrag handelte, ging es nicht da­
rum, daß ein Vertragsteil auch zur Abänderung eines geschlosse­
nen Vertrages verpflichtet sei, sondern allein darum, daß 
er Maßnahmen ergriff, um die Durchführung eines geschlosse­
nen Vertrages seinerseits zu ermöglichen« Die Verpflichtung



zur Abänderung eines geschlossenen Vertrages kann unter die­
sem Gesichtspunkt im allgemeinen nicht verlangt werden. Bei 
einem Gese.llschaftsvertrag könnte eine solche Verpflichtung 
freilich unter Umständen bestehen. (vgl,/ Hueck, Das Recht der 
offenen Handelsgesellschaft § 11 III, 3)-.Aber es ist für 
eine solche Annahrae eine behutsame Zurückhaltung geboten; 
weil die Parteien grundsätzlich auch in dieser Hinsicht die 
Befugnis haben, ihre Rechtsbeziehungen zueinander, frei und 
nach ihrem eigenen Belieben zu regeln. Für die Annahme einer 
solchen Verpflichtung genügt es noch nicht allein, daß dem 
widerstrebenden Gesellschafter die Änderung des Vertrages un­
it er Berücksichtigung seiner Bälange zuzumuten ist. Es; müssen 
.vielmehr außerdem Umstände hinzutreten, die eine solche Ände­
rung mit Rücksicht auf das bereits bestehende '-.Gesellschafts- 
Verhältnis oder mit Rücksicht auf die Rechtsbeziehungen zwi­
schen den Gesellschaftern,';: etwa. zum Zwecke der Erhaltung we­
sentlich er Werte, die die Gesellschafter in gemeinsamer Ar­
beit geschaffen haben, oder zur Vermeidung wesentlicher Ver­
luste, die der andere Gesellschafter erleiden würde, weil er 
im Hinblick auf das Gesellschaftsverhältnis persönliche Auf­
wendungen gehabt hat,: als erforderlich erscheinen lassen. Sol­
che besonderen Umstände hat das Berufungsgericht nicht fest- 
gestellt, so daß seine Annahme, daß der Kläger zur. Stellung 
des Antrages auf Erteilung der■Konzession'auch an ihn ver­
pflichtet sei, rechtlich nicht haltbar ist,

;; Zusammenfass end ergibt sich somit, daß das Beruf ung St­
urt eil mit der bisherigen Begründung aus Rechtsgründen nieb- 
aufrecht erhalten werden kann, Es ist vielmehr notwendig, daß 
das Berufungsgericht den angebotenen Beweis des Klägers dar­
über erhebt, daß dieser den Antrag auf.Erteilung der Mitkon­
zession nur unter dem Vorbehalt gestellt habe, daß der Beklag­
te'mit einer Änderung des Gesellschaftsvertrages zu seinen 
Lasten einverstanden sei. Sollte sich diese Behauptung des 
Klägers in der Beweisaufnahme nicht bestätigen, dann würde



allerdings., aus Rechts gründen die Annahme nicht ausgeschlossen 
sein, daß der Kläger mit der Stellung des Antrages auf Ertei­
lung der Konzession von dem ihm im Gesellschaftsvertrag aus­
drücklich eingeräumten Recht Gebrauch gemacht hat-und daß da­
mit der; Y/irksamkeit des Gesellschaftsvertrages keine recht­
lichen Hinderungsgründe mehr entgegenstehen» ^

II. Für den Rail, daß sich in der erneuten Verhandlung die 
Behauptung des Klägers über seinen Vorbehalt bei der Stellung 
des Antrages, auf Erteilung der.Mitkonzession bestätigen soll­
te, wird es für die abschließende Beurteilung des Klagebegeh­
rens noch auf die bestrittene Behauptung des Beklagten ankom­
men',daß ;die Gesellschaft ihre Geschäfte in der Zeit vom 16. 
Juli bis 1, September 195i aufgenoinmen habe und nach außen 
als solche in Erscheinung getreten sei. Sollte sich nämlich 
diese Behauptung der? Beklagten bestätigen, dann würde sich 
folgende Rechtslage ergeben* . : 1

’Die Parteien,wollten nach dem Gesellschaftsvertrag das'- 
Geschäftsunfernehmen gemeinsam in einer Vorm betreiben, für 
die sie'nach, den gesetzlichen Bestimmungen die.erforderliche . 
Konzession nicht erlangen konnten, und sie haben das Unterneh­
men in der Zeit vom 16. Juli bis zum Ti September 1951 be­
trieben, obwohl sie eine Konzession nicht hatten. Bas bedeu­
tet , daß die Erfüllung des Gesellschaftsvertrages von vorn­
herein unmöglich war, weil er gegen die gesetzlichen Bestim­
mungen über die Konzessionserteilung verstieß./Der Vertrag 
war daher gemäß §134 BGB nichtig, weil sich, bei einer, recht­
lichen Unmöglichkeit wegen eines entgegenstehenden Verbots­
gesetzes die Richtigkeit des Vertrages nicht aus § 306'BGB, 
sondern schon aus § 134 BGB ergibt, (vgl. Ennecoerus-Lehmann, 
Recht der SchuldVerhältnisse 13. Aufl. 1950 § 29 II, -1). Wehn 
demgegenüber das Berufungsgericht der Meinung ist, daß der 
Gesellschaftsvertrag nicht von Anfang an auf eine unmögliche 
Leistung gerichtet gewesen sei, so kann ihni darin nicht ge­
folgt werden. Das Berufungsgericht stützt seine Auffassung
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auf die Tatsache;, daß die für die Konzessionserteilung zu­
ständige Polizeidienststelle das Tätigwerden der'Parteien 
im Rahmen, der Gesellschaft zunächst auch ohne Erteilung ei­
ner IGL einhandals erlaubnis deshalb gestattet hatte, weil der 
Vorbesitzer des Platzgeschäfts damit.einverstanden gewesen 
war, daß auf Grund der ihm erteilten Konzession der Klein­
handel zunächst betrieben wurde» Diese Tatsache rechtfertigt 
aber nicht die vom Berufungsgericht. vertretene Annahme,' daß 
deshalb die Erfüllung des Gesellschaftsvertrages zunächst 
möglich gewesen und der Vertrag deshalb- zunächst auch wirk­
sam geworden-sei. Denn für die Präge, ob ein Vertrag gegen 
ein gesetzliches Verbot, verstößt und seine Erfüllung recht­
lich unmöglich ist, kommt es allein auf die gesetzlichen Be­
stimmungen des Verbotsgesetzes, nicht aber auf die Anwendung 
dieses Gesetzes durch die dazu berufene Verwaltungsbehörde . 
an, sofern diese Anwendung mit den gesetzlichen'Bestimmungen 
im Widerspruch steht» Da-im vorliegenden Pall die Polizei­
dienststelle nach dem Gesetz über den Verkehr mit unedlen 
Metallen vom-23.. Juli 1926 nicht die. Befugnis hatte, den 
Parteien ohne Erteilung, einer Kleinhandelserlaubnis den ge­
meinsamen Betrieb ihres Haridelsgewerbes einstweilen,zu ge­
statten, so muß daher der Gesellschaftsvertrag in seiner 
ursprünglichen Passung nach § 134 BGB als nichtig angesehen 
werden . , . ' f ly ;v

Die Parteien haben demgemäß, wenn man insoweit von 
der bestrittenen Behauptung des Beklagten ausgeht, trotz 
der-von Anfang an bestehenden’.Nichtigkeit' 'ihres Gesellschafts­
vertrages das Gesells'chaftsunternehmen gemeinsam nach außen 
betrieben, Diese übereinstimmende Tätigkeit der Parteien auf 
Grund ihres', allerdings nichtigen Gesellschaftsvertrages, nö­
tigt nach den Grundsätzen über die faktische Gesellschaft 
zur rechtlichen Anerkennung des so geschaffenen tatsächlichen 
Zustandes. Dem steht auch nicht entgegen, daß hier die Dich­
tigkeit des Gesellschaftsvertrages auf der Vorschrift des 
§ 134 BGB beruht. Mag auch in Pallen einer solchen Nichtig--



keit im allgemeinen eine rechiliehe Anerkennung des oo ge­
schaffenen tatsächlichen Zustand es nicht möglich sein,, weil 
dieses dem Grundgedanken des Verbotsgesetzes widersprechen 
-würde (BGHZ 3, 288; vgl. auch Siebert MDR/1952, ' 288 m.w» 
MachWo), so muß doch hier etwas anderes gelten» hs kann näm­
lich in diesem Zusammenhang nicht unberücksichtigt bleiben, 
daß den Parteien von der Eonzessionsbehörde ausdrücklich ge­
stattet war, ihre gemeinsamen Geschäfte zunächst auf Grund 
der dem Vorbesitzer des Platzgeschäfts erteilten Konzession 
dufzunebmen» Die Parteien haben also am Anfang ihrer Geschäfts­
tätigkeit nicht bewußt gegen das Verbotsgesetz verstoßen, son­
dern haben sich insoweit sogar in Übereinstimmung mit der Kon­
zessionsbehörde befunden» In einem Pall dieser Art kann nicht 
davon gesprochen, werden, daß die rechtliche Anerkennung des 
tatsächlich geschaffenen Zustandes mit gewichtigen‘Interes­
sen der Allgemeinheit in Widerspruch stehen wurde* vielmehr 
ist es in einem solchen Pall,'in dem die zuständige Behörde 
die Herbeiführung eines solchen tatsächlichen Zustandes nicht 
nur duldete, sondern sogar gestattete, geboten, diesem nach 
den Grundsätzen der faktischen Gesellschaft auch die recht­
liche Anerkennung zuteil werden zu lassen«•Eine solche Aner­
kennung ist freilich nur für die Zeitspanne möglich,.in der 
diese besonderen Umstände Vorgelegen.haben» Sie würde nicht 
mehr gerechtfertigt sein, wenn die Parteien nach einer Ver­
sagung der Konzession ihre Geschäfte gleichwohl gemeinsam, 
nunmehr unter bewußter Verletzung des Verbotsgesetzes und 
ohne eine 'besondere Gestattung durch die Konzessionsbehörde, ; 
fortgeführt hätten» Aber ein solcher Pall ist hier nicht ein­
getreten, da nach der ■ insoweit maßgeblichen Behauptung des 
Beklagten eine gemeinsame Geschäftstätigkeit der Parteien 
nur bis zum 1„ September 1951? also bis zum endgültigen 
Scheitern der mit der Konzessionserteilung in Zusammenhang 
stehenden Verhandlungen, Vorgelegen haben soll» Hieraus folgt, 
daß die Rechtsbeziehungen 'zwischen den Parteien für die Zeit



vom 16. Juli,,1951 bis. zum 1 - September 1951. nach den Grund­
sätzen der faktischen Gesellschaft zu beurteilen sind, daß 
aber.andererseits eine Fortsetzung der faktischen Gesellsch 
: über den 1 « September 1951 hinaus' nicht, in Betracht kommt;, 
weil die Parteien von diesem Zeitpunkt ab ihre gemeinsame Ge­
schäftstätigkeit :eingestellt haben.

Aus diesen rechtlichen Gesichtspunkten ergeben sich 
entscheidende Folgerungen für die rechtliche Beurteilung 
.der gestellten Klaganträge 1 Bei Annahme einer faktischen 
Gesellschaft’ist die vom Kläger begehrte Feststellung, daß 
der Beklagte gegen ihn. aus dem Gesellschaftsvertrag keine. 
Hechte herleiten könne, nicht begründet., Auch würde die wei­
terhin begehrte Feststellung, daß der Beklagte wenigstens 
seit dem 1... September 195b keine derartigen Rechte herleiter. 
könne, Sachlich nur gerechtfertigt sein, wenn diese Feststel­
lung lediglich besagen soll, daß der;Beklagte von dem ange­
gebenen Zeitpunkt an keinen Anspruch auf eine Wiederaufnah­
me einer gemeinsamen Geschäftstätigkeit habe. Eine'dahinge­
hende Feststellung wäre deshalb begründet, weil die fakti­
sche Gesellschaft, der Parteien durch die beiderseits erfolg­
te Einstellung der Geschäftstätigkeit aufgelöst worden ist 
und' die Parteien .daher nur noch, die Abwicklung der faktischen 
Gesellschaft dürchzuführen hätten. Dagegen würden - immer 
unter dem Vorbehalt, daß die tatsächlichen Voraussetzungen 
für das Bestehen einer faktischen; Gesellschaft gegeben sind - 
die geltend gemacht en Z ah lungs - yund. Herausgabeansprüche un- 
begründet ' sein, weil diese Ansprüche her . noch, abzuwickeln-': 
den Gesellschaft, nicht aber dem Kläger persönlich zuste­
hen würden.;'. Dagegen ’würden in dieser Hinöichtigegen den V 
Anspruch 'auf Rechnungslegung, keine Bedenken bestehen, weil’



12

einen solchen Anspruch der eine Gesellschafter gegen 
anderen geschäftsführenden Gesellschafter als actio'. • 
socio geltend machen kann,

Dr„ Ganter Dr.., Drost Br, Haidinger

Dr„ Fischer Art!

den
pro


